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01 Rückblick Flächenausweisung durch Gemeinden

Überwindung der Ziele der Raumordnung im Wege des Zielabweichungsverfahrens 
gemäß § 6 Absatz 2 ROG



• Von Zielen der Raumordnung kann abgewichen werden, wenn die Abweichung unter raumordnerischen 
Gesichtspunkten vertretbar ist und die Grundzüge der Planung nicht berührt werden. Antragsberechtigt sind 
die öffentlichen Stellen und die Personen des Privatrechts, die das Ziel, von dem eine Abweichung 
zugelassen werden soll, zu beachten haben.

•

•

•

• Streitpunkt häufig:  Definition der Grundzüge der Planung
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02 § 6 Absatz 2 ROG a. F. 



05

03 Frühere Zielabweichungsverfahren in M-V zur Windenergienutzung



06

04 Änderung des § 6 Absatz 2 ROG  

• Gesetz zur Änderung des Raumordnungsgesetzes und anderer Vorschriften (ROGÄndG)

•

• konnte

• soll

•

•
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04 § 6 Absatz 2 ROG n. F.  

Die zuständige Raumordnungsbehörde soll einem Antrag auf Abweichung von einem Ziel der 
Raumordnung stattgeben, wenn die Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten 
vertretbar ist und die Grundzüge der Planung nicht berührt werden. Antragsberechtigt sind die 
öffentlichen Stellen und die Personen des Privatrechts, die das Ziel, von dem eine Abweichung 
zugelassen werden soll, nach § 4 zu beachten haben. Antragsberechtigt sind auch Personen des 
Privatrechts, deren beantragtes Vorhaben der Planfeststellung oder der Genehmigung mit der 
Rechtswirkung der Planfeststellung bedarf oder deren beantragtes Vorhaben nach § 4 Absatz 2 zu 
beurteilen ist. Die Bundesregierung berichtet dem Deutschen Bundestag bis zum 28. September 
2024, welche Auswirkungen die Zielabweichungsverfahren nach den Sätzen 1 bis 3 auf die 
kommunale Planungshoheit haben.
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05
Änderung des Landesplanungsgesetzes in M-V, § 5 LPlG 
Zielabweichungsverfahren gemäß § 6 Absatz 2 ROG 

•

„Anträge auf Zielabweichung nach § 6 Absatz 2 des Raumordnungsgesetzes sind bei der obersten 
Landesplanungsbehörde zu stellen. Diese entscheidet im Einvernehmen mit den jeweils berührten 
Fachministerien, ob die Zielabweichung im Einzelfall aufgrund veränderter Tatsachen und Erkenntnisse 
nach raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist oder wegen übergeordneter Bundes- oder 
Landesinteressen oder der Berührtheit der Grundzüge der Planung zurückgewiesen werden muss. Das 
Einvernehmen gilt als erteilt, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach Eingang des Ersuchens um 
Einvernehmen versagt wird.“

•

veränderter Tatsachen und Erkenntnisse 
wegen 

übergeordneter Bundes- oder Landesinteressen

   Auszug Gesetzesbegründung (Drs. 8/3387): “Damit ist ferner sichergestellt, dass das Zielabweichungsverfahren weiterhin nicht als allgemeines  
Instrument zur Planänderung zur Verfügung steht (vgl. auch Gesetzentwurf der Bundesregierung zum ROG, BR-Drs. 508/22, S. 22) und gewichtige
öffentliche Interessen des Landes an einer geordneten nachhaltigen Raumentwicklung gewahrt bleiben, wie etwa der Schutz der Moore, die Nutzung
landwirtschaftlicher Flächen für den Aspekt der Ernährungssicherheit oder auch die Entwicklung nachhaltiger Industrie- und Gewerbestandorte.“
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06
Hintergrund der Einführung der Gemeindeöffnungsklausel 
- § 245e Absatz 5 BauGB

•

•

•

„Gewerbe und Industrie brauchen mehr günstigen Windstrom. Dazu ist es erforderlich, 
kurzfristig zusätzliche Flächen für Windkraftanlagen an Land bereitzustellen. Dafür soll der 
Handlungsspielraum für Kommunen erweitert werden, indem die Kommunen auch dann 
Flächen für Windenergie ausweisen können, wenn die regionalen Planungen in ihrem Gebiet 
keine Windflächen vorgesehen haben. […]“
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07 § 245e Absatz 5 BauGB

• Plant eine Gemeinde, die nicht zuständige Planungsträgerin nach § 249 Absatz 5 in Verbindung mit 
§ 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes ist, vor dem in Absatz 1 
Satz 2 genannten Zeitpunkt ein Windenergiegebiet gemäß § 2 Nummer 1 des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes auszuweisen, das mit einem Ziel der Raumordnung nicht 
vereinbar ist, soll ihrem Antrag auf Abweichung von diesem Ziel abweichend von § 6 Absatz 2 des 
Raumordnungsgesetzes stattgegeben werden, wenn der Raumordnungsplan an der von der 
Gemeinde für Windenergie geplanten Stelle kein Gebiet für mit der Windenergie unvereinbare 
Nutzungen oder Funktionen festlegt.

Überwindung der Fortgeltung der planerischen Ausschlusswirkung 
gem. § 245 Abs. 1 Satz 1 BauGB zugunsten der kommunalen 
Bauleitplanung
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08 § 245e Absatz 5 BauGB - Voraussetzungen

•

•

•

Gemäß § 9a Landesplanungsgesetz sind die Aufgabe der Ausweisung der zur Erreichung der 
Flächenbeitragswerte notwendigen Flächen nach § 3 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes vom 20. Juli 2022 auf die 
regionalen Planungsverbände übertragen worden.
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08 § 245e Absatz 5 BauGB - Voraussetzungen

•

Planung muss vor dem Erreichen des jeweils für das Gemeindegebiet einschlägigen 
Flächenbeitragswertes nach Spalte 1 der Anlage zum WindBG bzw. des daraus abgeleiteten 
regionalen Teilflächenziels erfolgen (Gemeindeöffnungsklausel bei Erreichen der 
Flächenbeitragswerte oder Umstellung auf eine Positivplanung ausgeschlossen)

•

•

•

•

•
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08 § 245e Absatz 5 BauGB - Voraussetzungen

•

•

•

•

•
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09 § 245e Absatz 5 BauGB - Rechtsfolge

•

•

•

•

Damit kommt es auf die raumordnerische Vertretbarkeit und die Frage, ob ein Verstoß 
gegen die Grundzüge der Planung vorliegt, nicht mehr an. Die Sollregelung bewirkt in 
der Regel eine Bindung, der Zielabweichung stattzugeben. 
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10 § 245e Absatz 5 BauGB – offene Frage

•

•

•

•

•

•

•

•
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11 Anwendung des § 245e Absatz 5 BauGB? 

• Schleswig-Holstein
•

• Mecklenburg-Vorpommern

• Sachsen-Anhalt

• Niedersachsen

• Warum restriktive Handhabung? 



VIELEN DANK
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